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KURZE BEGRÜNDUNG

Einleitung

Der Handel ist seit einiger Zeit nicht nur gleichbedeutend mit Globalisierung, sondern gibt der 
Öffentlichkeit auch Anlass zu großer Besorgnis. Bei den Handelsabkommen aus jüngerer Zeit 
geht es nicht mehr schwerpunktmäßig darum, Regeln zur Unterstützung der Marktöffnung zu 
schaffen; vielmehr geht es um handelsbezogene Themen wie Investitionen und Rechte des 
geistigen Eigentums. Infolgedessen ist die weltweite Öffnung der Märkte mittlerweile eng mit 
Investitionen, Kapitalströmen und der Liberalisierung der Finanzmärkte verflochten, und die 
Auswirkungen des Handels greifen auf Belange in Zusammenhang mit Beschäftigung, 
Umwelt und dem technologischen Wandel über. 

Auch wenn die wirtschaftswissenschaftliche Literatur zu dem Schluss kommt, dass die 
Ergebnisse der Handelsliberalisierung insgesamt positiv ausfallen, so wirkt sie sich auf einige 
Branchen doch nachteilig aus, wobei Anpassungskosten, geringere Einkommen und der 
Verlust von Arbeitsplätzen die Folge sind. Die Wirklichkeit zeigt, dass es immer Gewinner 
und Verlierer gibt und dass die Handelsgewinne unter den Mitgliedstaaten und Regionen und 
auch innerhalb einzelner Gesellschaften nicht gleichmäßig verteilt sind. So sind soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Ungleichheiten durch ungeregelten und unlauteren Handel in 
der Vergangenheit weiter verschärft worden.

Auf EU-Ebene wie auch auf einzelstaatlicher Ebene bedarf es flankierender Maßnahmen, mit 
denen negativen Auswirkungen vorgebeugt und angemessene Entschädigung für diejenigen 
geleistet werden kann, die durch den Handel oder die Globalisierung Schaden erleiden. Eine 
gerechte Verteilung des Wohlstands insbesondere unter der ärmeren Bevölkerung kann nur 
erreicht werden, wenn sowohl auf europäischer als auch auf einzelstaatlicher Ebene 
Maßnahmen ergriffen werden. Die nationalen Regierungen haben bislang zu wenig getan, um 
dafür zu sorgen, dass der Handel allen zugutekommt. Umverteilung, Befähigung durch 
Bildung, vorausschauende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und die Stärkung von 
Gewerkschaften sind handelsbezogene Themen, die in den politischen Zuständigkeitsbereich 
der einzelstaatlichen Regierungen fallen. 

Darüber hinaus besteht auch bei der Europäischen Union (EU) noch Raum für 
Verbesserungen. Faire und ausgewogene Handelsabkommen sollten nicht nur Instrumente zur 
Schaffung von Wirtschaftswachstum, menschenwürdigen Arbeitsplätzen und nachhaltiger 
Entwicklung sein, sondern auch der Verbesserung und dem Schutz der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Arbeitnehmer vom Anfang bis zum Ende der globalen Lieferketten 
dienen. Bedauerlicherweise fehlen in den Handelsabkommen der EU und insbesondere in den 
Kapiteln über Handel und nachhaltige Entwicklung bis heute durchsetzbare Mechanismen 
zum Schutz von Arbeits- und Umweltnormen. Die Kapitel über Handel und nachhaltige 
Entwicklung zu stärken und die Verhängung von Sanktionen als letztes Mittel aufzunehmen, 
erfordert politischen Willen. Wenn die EU auf dem Gebiet des Handels die ausschließliche 
Zuständigkeit haben möchte, sollte sie auch die Verantwortung für die Veränderungen und 
Folgen, die sich aus ihren Handelsabkommen ergeben, übernehmen und ihr handelspolitisches 
Konzept ändern.

Die EU muss unbedingt nicht nur möglichen nachteiligen Auswirkungen von 
Handelsabkommen vorgreifen, sondern auch dafür sorgen, dass der Nutzen gerecht verteilt 
wird. 
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Die Europäische Kommission hat dies erkannt und im Jahr 2006 den Europäischen Fonds für 
die Anpassung an die Globalisierung (EGF) eingerichtet, durch den Arbeitnehmer, die ihren 
Arbeitsplatz aufgrund der Globalisierung, der Automatisierung oder der technologischen 
Entwicklung verloren haben, unterstützt und wieder in Arbeit gebracht werden sollen. Infolge 
der Wirtschafts- und Finanzkrise erweiterte die Kommission den Anwendungsbereich auf 
durch die Krise zu Schaden gekommene Menschen. Trotz des relativ geringen Budgets und 
komplexer Verfahren hat der EGF seit seinem Bestehen greifbare Ergebnisse für knapp 
142 300 Arbeitnehmer aus der gesamten EU gebracht. 

Die wichtigsten Bestandteile des Berichts:

Anwendungsbereich, Kriterien

Allerdings wurde festgestellt, dass das Potenzial des EGF nicht vollständig ausgeschöpft 
wurde und der Fonds bedauerlicherweise noch nicht hinreichend genutzt wird. Die 
Verfasserin der Stellungnahme geht daher über den Vorschlag der Kommission zur 
Erweiterung des Anwendungsbereichs der Verordnung hinaus. Der EGF sollte flexibler 
gestaltet werden, damit auch Arbeitnehmer, die aufgrund von Intra-EU-Handel und 
Standortverlagerungen entlassen werden, und Regionen, die von einem graduellen und 
kumulativen Konjunkturabschwung oder hoher Arbeitslosigkeit betroffen sind, unterstützt 
werden können. Darüber hinaus sollte der EGF direkter mit bestimmten handelspolitischen 
Instrumenten wie etwa der Handelshilfe verknüpft werden.

Verfahren:

Neben dem Anwendungsbereich stimmt die Verfasserin der Stellungnahme der Kommission 
dahingehend zu, dass einige Verfahrenselemente verbessert werden müssen, damit die Dauer 
des Antragsverfahrens verkürzt und das Verfahren vereinfacht werden kann. Die Verfasserin 
der Stellungnahme schlägt vor, dass ein Helpdesk eingerichtet wird, der die Mitgliedstaaten 
bei der Antragstellung unterstützt, und dass zum Zwecke der Verbesserung des 
Überwachungs- und Evaluierungsprozesses bessere Daten erhoben werden. 

Da der EGF als sektorübergreifendes Instrument fungieren sollte, das Unterstützung für 
entlassene Arbeitnehmer bietet, sollten soziale Akteure (Interessengruppen, nichtstaatliche 
Organisationen, Gewerkschaften) eine wichtige Rolle spielen und stärker in die Tätigkeiten 
des EGF eingebunden werden, um so eine bessere Koordinierung des Prozesses und eine 
stärkere Abstimmung zwischen den verschiedenen bestehenden EU-Instrumenten zu 
ermöglichen. 

Fazit:

Die Verfasserin der Stellungnahme schlägt einige Änderungen zu dem Vorschlag der 
Kommission vor. Diese sollen die Ausgangsbasis für weitere Überlegungen und Änderungen 
im Zuge des Rechtsetzungsprozesses im Parlament bilden.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Am 17. November 2017 
proklamierten das Europäische Parlament, 
der Rat und die Kommission gemeinsam 
die europäische Säule sozialer Rechte15 als 
Reaktion auf die sozialen 
Herausforderungen in Europa. Unter 
Berücksichtigung der sich verändernden 
Realitäten in der Arbeitswelt soll die Union 
für die gegenwärtigen und künftigen 
Herausforderungen der Globalisierung und 
Digitalisierung gewappnet werden, indem 
ein inklusiveres Wachstum und eine 
bessere Beschäftigungs- und Sozialpolitik 
angestrebt werden. Die zwanzig zentralen 
Grundsätze der Säule gliedern sich in drei 
Kategorien: Chancengleichheit und 
Arbeitsmarktzugang, faire 
Arbeitsbedingungen sowie Sozialschutz 
und soziale Inklusion. Die europäische 
Säule sozialer Rechte soll für den 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (EGF) als 
übergreifender Orientierungsrahmen 
dienen, der es der Union bei großen 
Umstrukturierungsmaßnahmen ermöglicht, 
die einschlägigen Grundsätze in die Praxis 
umzusetzen.

(2) Am 17. November 2017 
proklamierten das Europäische Parlament, 
der Rat und die Kommission gemeinsam 
die europäische Säule sozialer Rechte15 als 
Reaktion auf die sozialen 
Herausforderungen in Europa. Unter 
Berücksichtigung der sich verändernden 
Realitäten in unseren Gesellschaften und 
der Arbeitswelt soll die Union für die 
gegenwärtigen und künftigen 
Herausforderungen des Klimawandels, der 
Globalisierung und der Digitalisierung 
gewappnet werden, indem eine inklusivere 
Entwicklung und eine bessere 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik 
angestrebt werden. Die zwanzig zentralen 
Grundsätze der Säule gliedern sich in drei 
Kategorien: Chancengleichheit und 
Arbeitsmarktzugang, faire 
Arbeitsbedingungen sowie Sozialschutz 
und soziale Inklusion. Die europäische 
Säule sozialer Rechte soll für den 
Europäischen Fonds für die Anpassung an 
die Globalisierung (EGF) als 
übergreifender Orientierungsrahmen 
dienen, der es der Union bei großen 
Umstrukturierungsmaßnahmen ermöglicht, 
die einschlägigen Grundsätze in die Praxis 
umzusetzen.

________________ __________________

15

https://ec.europa.eu/commission/priorities/
deeper-and-fairer-economic-and-monetary-
union/european-pillar-social-rights_de.

15

https://ec.europa.eu/commission/priorities/
deeper-and-fairer-economic-and-monetary-
union/european-pillar-social-rights_de.
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Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Am 20. Juni 2017 nahm der Rat 
den Standpunkt der Union16 (eine 
nachhaltige Zukunft für Europa) zur VN-
Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung17 an. Der Rat hob hervor, wie 
wichtig es ist, die nachhaltige Entwicklung 
in ihren drei Dimensionen (wirtschaftlich, 
sozial, ökologisch) auf ausgewogene und 
integrative Weise zu verwirklichen. Es ist 
von entscheidender Bedeutung, dass die 
nachhaltige Entwicklung im europäischen 
Politikrahmen durchgängig berücksichtigt 
wird und dass die Union ehrgeizige 
politische Maßnahmen ergreift, um die 
globalen Herausforderungen anzugehen. 
Der Rat begrüßte die Mitteilung der 
Kommission „Auf dem Weg in eine 
nachhaltige Zukunft“ vom 22. November 
2016 als ersten Schritt für die 
durchgängige Berücksichtigung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung sowie die 
Berücksichtigung dieses Faktors als 
wesentliches Leitprinzip in sämtlichen 
Politikbereichen der Union, auch im 
Rahmen ihrer Finanzierungsinstrumente.

(3) Am 20. Juni 2017 nahm der Rat 
den Standpunkt der Union16 (eine 
nachhaltige Zukunft für Europa) zur VN-
Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung17 an. Der Rat hob hervor, wie 
wichtig es ist, die nachhaltige Entwicklung 
in ihren drei Dimensionen (wirtschaftlich, 
sozial, ökologisch) auf ausgewogene und 
integrative Weise zu verwirklichen. Es ist 
von entscheidender Bedeutung, dass die 
nachhaltige Entwicklung im europäischen 
Politikrahmen durchgängig berücksichtigt 
wird und dass die Union ehrgeizige 
politische Maßnahmen ergreift, um die 
globalen Herausforderungen anzugehen. 
Handelsabkommen mit soliden und 
durchsetzbaren Kapiteln über Handel und 
nachhaltige Entwicklung können dazu 
dienen, nachhaltige Entwicklung zu 
erzielen sowie menschenwürdige 
Arbeitsplätze und integratives Wachstum 
zu schaffen, aber auch dazu, den Nutzen 
aus dem Handel unter den Regionen und 
Mitgliedstaaten und innerhalb einzelner 
Gesellschaften gerechter zu verteilen. Der 
Rat begrüßte die Mitteilung der 
Kommission „Auf dem Weg in eine 
nachhaltige Zukunft“ vom 22. November 
2016 als ersten Schritt für die 
durchgängige Berücksichtigung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung sowie die 
Berücksichtigung dieses Faktors als 
wesentliches Leitprinzip in sämtlichen 
Politikbereichen der Union, auch im 
Rahmen ihrer Finanzierungsinstrumente.

__________________ __________________

16 http://eu-un.europa.eu/eu-response-2030-
agenda-sustainable-development-
sustainable-european-future/.

16 http://eu-un.europa.eu/eu-response-2030-
agenda-sustainable-development-
sustainable-european-future/.

17 17



AD\1165588DE.docx 7/27 PE627.617v02-00

DE

https://sustainabledevelopment.un.org/post
2015/transformingourworld.

https://sustainabledevelopment.un.org/post
2015/transformingourworld.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Im Februar 2018 nahm die 
Kommission ihre Mitteilung mit dem Titel 
„Ein neuer, moderner mehrjähriger 
Finanzrahmen für eine Europäische Union, 
die ihre Prioritäten nach 2020 effizient 
erfüllt“18 an. Darin wird betont, dass mit 
dem Unionshaushalt die einzigartige 
soziale Marktwirtschaft in Europa 
gefördert werden soll. Daher wird es von 
entscheidender Bedeutung sein, 
Beschäftigungschancen zu verbessern und 
qualifikationsbezogene 
Herausforderungen, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Digitalisierung, zu 
bewältigen. Haushaltsflexibilität ist ein 
wichtiger Grundsatz des nächsten 
mehrjährigen Finanzrahmens. 
Flexibilitätsmechanismen müssen bestehen 
bleiben, damit die Union auf 
unvorhergesehene Ereignisse reagieren 
kann, und damit gewährleistet ist, dass die 
Haushaltsmittel dort verwendet werden, wo 
sie am dringendsten nötig sind.

(4) Im Februar 2018 nahm die 
Kommission ihre Mitteilung mit dem Titel 
„Ein neuer, moderner mehrjähriger 
Finanzrahmen für eine Europäische Union, 
die ihre Prioritäten nach 2020 effizient 
erfüllt“18 an. Darin wird betont, dass mit 
dem Unionshaushalt die einzigartige 
soziale Marktwirtschaft in Europa 
gefördert werden soll. Daher wird es von 
entscheidender Bedeutung sein, 
Beschäftigungschancen zu verbessern und 
qualifikationsbezogene 
Herausforderungen, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Digitalisierung, 
der Automatisierung, der Entwicklung 
neuer Technologien und dem Übergang 
hin zu einer klimafreundlichen und 
ressourcenschonenden Wirtschaft, zu 
bewältigen. Haushaltsflexibilität ist ein 
wichtiger Grundsatz des nächsten 
mehrjährigen Finanzrahmens. 
Flexibilitätsmechanismen müssen bestehen 
bleiben, damit die Union auf 
unvorhergesehene Ereignisse reagieren 
kann, und damit gewährleistet ist, dass die 
Haushaltsmittel dort verwendet werden, wo 
sie am dringendsten nötig sind.

__________________ __________________

18

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-
political/files/communication-new-
modern-multiannual-financial-
framework_de.pdf

18

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-
political/files/communication-new-
modern-multiannual-financial-
framework_de.pdf
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) In ihrem Reflexionspapier „Die 
Globalisierung meistern“20 sieht die 
Kommission die Kombination von 
Globalisierung des Handels und 
technologischem Wandel als Haupttreiber 
für eine erhöhte Nachfrage nach 
qualifizierten Arbeitnehmern und die 
rückläufige Zahl der Arbeitsplätze für 
geringer qualifizierte Arbeitnehmer. Trotz 
der enormen Vorteile eines offeneren 
Handels und der weiteren Integration der 
Weltwirtschaft müssen diese nachteiligen 
Nebenwirkungen angegangen werden. Da 
die derzeitigen Vorteile der Globalisierung 
zwischen den einzelnen 
Bevölkerungsgruppen und Regionen 
bereits ungleich verteilt sind, was sich 
erheblich auf die von diesen 
Entwicklungen Benachteiligten auswirkt, 
besteht die Gefahr, dass die immer 
schnelleren technischen Fortschritte diese 
Effekte noch verstärken werden. Daher 
muss im Einklang mit den Grundsätzen der 
Solidarität und der Nachhaltigkeit dafür 
Sorge getragen werden, dass die Vorteile
der Globalisierung gerechter verteilt 
werden, und zwar indem dem technischen 
Fortschritt und der wirtschaftlichen 
Öffnung entsprechende 
Sozialschutzmaßnahmen zur Seite gestellt 
werden.

(6) In ihrem Reflexionspapier „Die 
Globalisierung meistern“20 sieht die 
Kommission die Kombination von 
Globalisierung des Handels und 
technologischem Wandel als Haupttreiber 
für eine erhöhte Nachfrage nach 
qualifizierten Arbeitnehmern und die 
rückläufige Zahl der Arbeitsplätze für 
geringer qualifizierte Arbeitnehmer. Trotz 
der enormen Vorteile eines offeneren 
Handels und der weiteren Integration der 
Weltwirtschaft müssen diese nachteiligen 
Nebenwirkungen angegangen werden. Da 
die derzeitigen Vorteile der Globalisierung 
zwischen den einzelnen 
Bevölkerungsgruppen und Regionen 
bereits ungleich verteilt sind, was sich 
erheblich auf die von diesen 
Entwicklungen Benachteiligten auswirkt, 
besteht die Gefahr, dass die immer 
schnelleren technischen Fortschritte diese 
Effekte noch verstärken werden. Daher 
muss im Einklang mit den Grundsätzen der 
Solidarität und der Nachhaltigkeit dafür 
Sorge getragen werden, dass die 
Auswirkungen der Globalisierung besser 
antizipiert und ihre möglichen Vorteile
gerechter verteilt werden, und zwar indem 
dem technischen Fortschritt und der 
wirtschaftlichen Öffnung entsprechende
solide Sozialschutzmaßnahmen zur Seite 
gestellt werden.

__________________ __________________

20

https://ec.europa.eu/commission/publicatio
ns/reflection-paper-harnessing-
globalisation_de

20

https://ec.europa.eu/commission/publicatio
ns/reflection-paper-harnessing-
globalisation_de
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Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die Globalisierung und der 
technologische Wandel werden die 
Verflechtungen und Interdependenzen der 
Volkswirtschaften der Welt wahrscheinlich 
weiter verstärken. Die Reallokation von 
Arbeitnehmern ist ein integraler und 
unumgänglicher Bestandteil dieser 
wirtschaftlichen Veränderungen. Wenn die 
Vorteile des Wandels gerecht verteilt 
werden sollen, ist die Unterstützung für 
entlassene und von Arbeitsplatzverlust 
bedrohte Arbeitnehmer von größter 
Bedeutung. Der „Qualitätsrahmen der EU 
für die Antizipation von Veränderungen 
und Umstrukturierungen“22 ist das 
Politikinstrument der Union mit bewährten 
Verfahren zur Antizipation und 
Bewältigung von 
Unternehmensumstrukturierungen. Er 
bietet ein umfassendes Konzept für den 
Umgang mit den Herausforderungen im 
Zusammenhang mit der wirtschaftlichen 
Anpassung und Umstrukturierung sowie 
den einhergehenden 
beschäftigungspolitischen und sozialen 
Auswirkungen mit geeigneten Strategien. 
Ferner werden die Mitgliedstaaten darin 
aufgerufen, die Unions- und nationalen 
Finanzmittel so einzusetzen, dass die 
sozialen Auswirkungen der 
Umstrukturierung, insbesondere die 
negativen Auswirkungen auf die 
Beschäftigung, besser abgefedert werden 
können. Die wichtigsten Instrumente der 
Union zur Unterstützung betroffener 
Arbeitnehmer sind der Europäische 
Sozialfonds Plus (ESF+), der auf 
vorausschauende Unterstützung 
ausgerichtet ist, und der EGF, der auf eine 
rasche Unterstützung im Falle 
unerwarteter größerer Umstrukturierungen 
abzielt

(8) Der Klimawandel, die
Globalisierung und der technologische 
Wandel werden die Verflechtungen und 
Interdependenzen der Volkswirtschaften 
der Welt wahrscheinlich weiter verstärken. 
Die Reallokation von Arbeitnehmern ist 
ein integraler und unumgänglicher 
Bestandteil dieser wirtschaftlichen 
Veränderungen. Wenn die Vorteile des 
Wandels gerecht verteilt werden sollen, ist 
die Unterstützung für entlassene und von 
Arbeitsplatzverlust bedrohte Arbeitnehmer 
von größter Bedeutung. Der 
„Qualitätsrahmen der EU für die 
Antizipation von Veränderungen und 
Umstrukturierungen“22 ist das 
Politikinstrument der Union mit bewährten 
Verfahren zur Antizipation und 
Bewältigung von 
Unternehmensumstrukturierungen. Er 
bietet ein umfassendes Konzept für den 
Umgang mit den Herausforderungen im 
Zusammenhang mit der wirtschaftlichen 
Anpassung und Umstrukturierung sowie 
den einhergehenden 
beschäftigungspolitischen und sozialen 
Auswirkungen mit geeigneten Strategien. 
Ferner werden die Mitgliedstaaten darin 
aufgerufen, die Unions- und nationalen 
Finanzmittel so einzusetzen, dass die 
sozialen Auswirkungen der 
Umstrukturierung, insbesondere die 
negativen Auswirkungen auf die 
Beschäftigung, besser abgefedert werden 
können. Die wichtigsten Instrumente der 
Union zur Unterstützung betroffener 
Arbeitnehmer sind der Europäische 
Sozialfonds Plus (ESF+), der auf 
vorausschauende Unterstützung 
ausgerichtet ist, und der EGF, der auf eine 
rasche Unterstützung im Falle größerer 
Umstrukturierungen abzielt.

__________________ __________________
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22 Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen: Qualitätsrahmen der EU für die 
Antizipation von Veränderungen und 
Umstrukturierungen (COM(2013) 882 final 
vom 13.12.2013).

22 Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen: Qualitätsrahmen der EU für die 
Antizipation von Veränderungen und 
Umstrukturierungen (COM(2013) 882 final 
vom 13.12.2013).

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Die multilaterale Zusammenarbeit 
mit den internationalen Partnern der 
Union sowie die Stärkung und 
Reformierung der multilateralen 
Einrichtungen sind von grundlegender 
Bedeutung, um diese gerechter und 
schlagkräftiger zu machen. Der EGF 
sollte Unterstützung für entlassene 
Arbeitnehmer aus allen Sektoren, die von 
diesen Reformen betroffen sein könnten, 
und ein breites Spektrum an 
Beschäftigungsmöglichkeiten bieten. 
Soziale Akteure wie nichtstaatliche 
Organisationen und Gewerkschaften 
sollten im Interesse einer besseren 
Kommunikation und Abstimmung 
zwischen verschiedenen Instrumenten der 
Union stärker in die Tätigkeiten des EGF 
eingebunden werden.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8b) Auf der Grundlage einer ständigen 
vorausschauenden Analyse des 
technologischen Wandels und der 
Auswirkungen des offenen Handels sollte 
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die Union wieder eine ehrgeizige 
Industriepolitik verfolgen. Im Rahmen 
von Partnerschaften zwischen der Union 
und den besonders schwachen Regionen 
sollten strategische Investitionen 
vorgesehen werden, die erforderlich sind, 
um nachteilige Folgen des Handels und 
von Investitionsabkommen abzuwenden; 
darüber hinaus sollten in diesem Rahmen 
die Programme festgelegt werden, die eine 
Kofinanzierung der EU erfordern. Aus 
diesem Grunde bedarf es einer besseren 
Integration des bestehenden 
Kohäsionsfonds und des bestehenden 
Sozialfonds sowie einer besseren 
Finanzausstattung für diese. Programme 
dieser Art sollten auf NUTS-Ebene 
dezentralisiert und als wahrhaftige 
Partnerschaft zwischen der Union und 
den von ihrer Politik betroffenen 
Regionen konstruiert sein.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8c) Die europäischen Unternehmen 
sind wichtige Partner, wenn es darum 
geht, die Globalisierung zu gestalten und 
sicherzustellen, dass alle Nutzen daraus 
ziehen. Es gibt viele positive Beispiele, wie 
für nachhaltiges Wachstum gesorgt 
werden kann, das Anteilseignern, 
Beschäftigten und der Bevölkerung an 
den Unternehmensstandorten 
zugutekommt. Unternehmen, die ihren 
sozialen oder ökologischen 
Verpflichtungen nicht nachkommen, 
sollten hingegen zur Rechenschaft 
gezogen werden.
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Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Der EGF wurde mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates23

für die Laufzeit des Mehrjährigen 
Finanzrahmens vom 1. Januar 2007 bis 
zum 31. Dezember 2013 eingerichtet, um 
die Union in die Lage zu versetzen, 
Solidarität gegenüber Arbeitnehmern zu 
zeigen, die infolge weitreichender 
Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge aufgrund der 
Globalisierung arbeitslos geworden sind.

(9) Der EGF wurde mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates23

für die Laufzeit des Mehrjährigen 
Finanzrahmens vom 1. Januar 2007 bis 
zum 31. Dezember 2013 eingerichtet, um 
die Union in die Lage zu versetzen, 
Solidarität gegenüber Arbeitnehmern zu 
zeigen, die infolge weitreichender 
Strukturveränderungen im 
Welthandelsgefüge aufgrund der 
Marktöffnung und der Globalisierung 
arbeitslos geworden sind.

__________________ __________________

23 Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Dezember 2006 zur Einrichtung 
des Europäischen Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung (ABl. L 406 vom 
30.12.2006, S. 1).

23 Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Dezember 2006 zur Einrichtung 
des Europäischen Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung (ABl. L 406 vom 
30.12.2006, S. 1).

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Das EGF-Programm sollte sichtbar 
sein und mehr und bessere Daten 
verlangen, damit der EGF einer 
fundierten wissenschaftlichen Bewertung 
unterzogen werden kann und 
bürokratische Hürden bei der 
Durchführung des Programms für 
strukturelle Anpassungshilfe vermieden 
werden können.
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Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11b) Vor Abschluss eines neuen 
Handelsabkommens sollte die 
Kommission zum Zwecke der Antizipation 
nachteiliger Auswirkungen dafür sorgen, 
dass nach Sektoren und Regionen 
aufgeschlüsselt eine unabhängige und 
sorgfältige Ex-ante-Analyse der Folgen 
des vorgeschlagenen Abkommens 
durchgeführt wird, die sich auch auf die 
Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt 
erstreckt. Mögliche nachteilige 
Auswirkungen zu ermitteln, bevor ein 
neues Handelsabkommen abgeschlossen 
wird, könnte auch das Vertrauen der 
europäischen Bürger in die 
Handelspolitik wiederherstellen.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11c) Der EGF sollte enger mit 
ausländischen Direktinvestitionen 
verknüpft werden, die sich in der Union 
sozial und ökologisch nachteilig 
auswirken können, aber auch mit 
bestimmten unlauteren 
handelspolitischen Maßnahmen, auf die 
mit Schutzinstrumenten nicht angemessen 
reagiert wird. Die betroffenen 
Unternehmen und Arbeitnehmer aus der 
Union sollten gemäß den EGF-
Bestimmungen für aktive 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in 
Betracht kommen.
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Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Die Kommission führte eine 
Halbzeitevaluierung des EGF durch, um zu 
bewerten, wie und in welchem Ausmaß der 
EGF seine Ziele erreicht. Daraus ging 
hervor, dass der EGF ein wirksames 
Instrument ist, durch dessen Einsatz eine 
höhere Wiedereingliederungsquote 
entlassener Arbeitnehmer als im 
vorangegangenen 
Programmplanungszeitraum verzeichnet 
werden konnte. Die Evaluierung ergab 
zudem, dass der EGF einen europäischen 
Mehrwert erbringt. Dies gilt insbesondere 
für seine Volumeneffekte. Dies bedeutet, 
dass die EGF-Unterstützung nicht nur die 
Zahl und Vielfalt der angebotenen 
Dienstleistungen erhöht, sondern auch 
deren Wirkungsgrad. Weiterhin haben 
EGF-Interventionen eine hohe 
Öffentlichkeitswirkung und führen der 
Öffentlichkeit den EU-Mehrwert der 
Intervention unmittelbar vor Augen. Es 
wurden jedoch auch mehrere 
Herausforderungen festgestellt. Auf der 
einen Seite wurde das Verfahren für die 
Mobilisierung der Mittel als zu langwierig 
angesehen. Darüber hinaus berichteten 
viele Mitgliedstaaten über Probleme bei 
der Ausarbeitung einer ausführlichen 
Analyse des Ereignisses, das die 
Entlassungen bewirkte. Der Hauptgrund 
für den Verzicht auf die Antragstellung in 
Mitgliedstaaten mit einem potenziellen 
EGF-Fall sind Probleme im 
Zusammenhang mit den finanziellen und 
institutionellen Kapazitäten. Die Ursache 
dafür könnte einfach fehlendes Personal 
sein – die Mitgliedstaaten können derzeit 
nur technische Hilfe beantragen, wenn sie 
einen EGF-Fall abwickeln. Da 
Entlassungen unerwartet kommen können, 
wäre es wichtig, dass die Mitgliedstaaten 
sofort reagieren und einen Antrag ohne 
Verzögerungen einreichen können. 

(12) Die Kommission führte eine 
Halbzeitevaluierung des EGF durch, um zu 
bewerten, wie und in welchem Ausmaß der 
EGF seine Ziele erreicht. Daraus ging 
hervor, dass der EGF ein wirksames 
Instrument ist, durch dessen Einsatz eine 
höhere Wiedereingliederungsquote 
entlassener Arbeitnehmer als im 
vorangegangenen 
Programmplanungszeitraum verzeichnet 
werden konnte. Die Evaluierung ergab 
zudem, dass der EGF einen europäischen 
Mehrwert erbringt. Dies gilt insbesondere 
für seine Volumeneffekte. Dies bedeutet, 
dass die EGF-Unterstützung nicht nur die 
Zahl und Vielfalt der angebotenen 
Dienstleistungen erhöht, sondern auch 
deren Wirkungsgrad. Weiterhin haben 
EGF-Interventionen eine hohe
Öffentlichkeitswirkung und führen der 
Öffentlichkeit den EU-Mehrwert der 
Intervention unmittelbar vor Augen. Es 
wurden jedoch auch mehrere 
Herausforderungen festgestellt. Auf der 
einen Seite wurde das Verfahren für die 
Mobilisierung der Mittel als zu langwierig, 
zu kompliziert und zu aufwändig
angesehen. Darüber hinaus berichteten 
viele Mitgliedstaaten über Probleme bei 
der Ausarbeitung einer ausführlichen 
Analyse des Ereignisses, das die 
Entlassungen bewirkte. Der Hauptgrund 
für den Verzicht auf die Antragstellung in 
Mitgliedstaaten mit einem potenziellen 
EGF-Fall sind Probleme im 
Zusammenhang mit den finanziellen und 
institutionellen Kapazitäten. Die Ursache 
dafür könnte einfach fehlendes Personal 
sein – die Mitgliedstaaten können derzeit 
nur technische Hilfe beantragen, wenn sie 
einen EGF-Fall abwickeln. Da 
Entlassungen unerwartet kommen können, 
wäre es wichtig, dass die Mitgliedstaaten 
sofort reagieren und einen Antrag ohne 
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Darüber hinaus scheinen in einigen 
Mitgliedstaaten intensivere Anstrengungen 
für den Aufbau institutioneller Kapazitäten 
erforderlich zu sein, um eine wirksame und 
effektive Abwicklung von EGF-Fällen 
sicherzustellen. Der Schwellenwert von 
500 Entlassungen wurde als zu hoch 
kritisiert, vor allem im Hinblick auf 
weniger dicht besiedelte Gebiete.26

Verzögerungen einreichen können. 
Darüber hinaus scheinen in einigen 
Mitgliedstaaten intensivere Anstrengungen 
für den Aufbau institutioneller Kapazitäten 
erforderlich zu sein, um eine wirksame und 
effektive Abwicklung von EGF-Fällen 
sicherzustellen. Der Schwellenwert von 
500 Entlassungen wurde als zu hoch 
kritisiert, vor allem im Hinblick auf 
weniger dicht besiedelte Gebiete.26

__________________ __________________

26 COM(2018) 297 final und die 
begleitende Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen SWD(2018) 192 
final.

26 COM(2018) 297 final und die 
begleitende Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen SWD(2018) 192 
final.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Die Kommission betont, wie 
wichtig nach wie vor die Rolle des EGF als 
flexibler Fonds ist, der Arbeitnehmer, die 
ihren Arbeitsplatz im Zuge groß angelegter 
Umstrukturierungen verloren haben, 
unterstützt und ihnen dabei hilft, möglichst 
schnell einen anderen Arbeitsplatz zu 
finden Die Union sollte weiterhin 
spezifische, einmalige 
Unterstützungsmaßnahmen bereitstellen, 
um die Wiedereingliederung von 
entlassenen Arbeitnehmern in das 
Erwerbsleben in Bereichen, Sektoren, 
Gebieten oder Arbeitsmärkten zu 
erleichtern, die unter dem Schock einer 
schwerwiegenden Störung der 
Wirtschaftsentwicklung zu leiden haben. In 
Anbetracht der Wechselwirkungen und 
gegenseitigen Beeinflussungen im Bereich 
des offenen Handels, des technologischen
Wandels oder auch anderer Faktoren, wie 
des Übergangs zu einer CO2-armen 
Wirtschaft, und in der Erwägung, dass es 
immer schwieriger wird, einen spezifischen 
Faktor auszumachen, der Entlassungen 

(13) Die Kommission betont, wie 
wichtig nach wie vor die Rolle des EGF als 
flexibler Fonds ist, der Arbeitnehmer, die 
ihren Arbeitsplatz im Zuge groß angelegter 
Umstrukturierungen verloren haben, 
unterstützt und ihnen dabei hilft, möglichst 
schnell einen anderen Arbeitsplatz zu 
finden Die Union sollte weiterhin 
spezifische, einmalige 
Unterstützungsmaßnahmen bereitstellen, 
um die Wiedereingliederung von 
entlassenen Arbeitnehmern in das 
Erwerbsleben in Bereichen, Sektoren, 
Gebieten oder Arbeitsmärkten zu 
erleichtern, die unter dem Schock einer 
schwerwiegenden Störung der 
Wirtschaftsentwicklung zu leiden haben. In 
Anbetracht der Wechselwirkungen und 
gegenseitigen Beeinflussungen im Bereich 
des offenen Handels, des technologischen 
Wandels, der Digitalisierung und 
Automatisierung oder auch anderer 
Faktoren, wie des Übergangs zu einer CO2-
armen Wirtschaft, und in der Erwägung, 
dass es immer schwieriger wird, einen 
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bewirkt, sollte die Inanspruchnahme des 
EGF in Zukunft nur auf dem Vorliegen 
erheblicher Auswirkungen von 
Umstrukturierungsmaßnahmen basieren. 
Da der Zweck des EGF darin besteht, in 
dringenden und unerwarteten Fällen 
Unterstützung zu leisten und die mehr 
antizipativ ausgerichtete Unterstützung im 
Rahmen des ESF+ zu ergänzen, soll er ein 
flexibles und besonderes Instrument 
bleiben, bei dem die Haushaltsobergrenzen 
des mehrjährigen Finanzrahmens gemäß 
der Kommissionsmitteilung „Ein moderner 
Haushalt für eine Union, die schützt, stärkt 
und verteidigt: Mehrjähriger Finanzrahmen 
2021-2027“ (einschließlich Anhang27) 
keine Anwendung finden.

spezifischen Faktor auszumachen, der 
Entlassungen bewirkt, sollte die 
Inanspruchnahme des EGF in Zukunft nur 
auf dem Vorliegen erheblicher 
Auswirkungen von 
Umstrukturierungsmaßnahmen basieren. 
Da der Zweck des EGF darin besteht, in 
dringenden und unerwarteten Fällen 
Unterstützung zu leisten und die mehr 
antizipativ ausgerichtete Unterstützung im 
Rahmen des ESF+ zu ergänzen, soll er ein 
flexibles und besonderes Instrument 
bleiben, bei dem die Haushaltsobergrenzen 
des mehrjährigen Finanzrahmens gemäß 
der Kommissionsmitteilung „Ein moderner 
Haushalt für eine Union, die schützt, stärkt 
und verteidigt: Mehrjähriger Finanzrahmen 
2021-2027“ (einschließlich Anhang27) 
keine Anwendung finden.

__________________ __________________

27 Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen SWD(2018) 171 
final und Anhang COM(2018) 321 final.

27 Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen SWD(2018) 171 
final und Anhang COM(2018) 321 final.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Die Mitgliedstaaten sollten 
benachteiligten Begünstigten, zu denen 
junge und ältere Arbeitslose und von 
Armut bedrohte Personen zählen, bei der 
Ausarbeitung des koordinierten Pakets 
aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen 
besondere Aufmerksamkeit widmen, da 
diese Gruppen bei der 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
vor besonderen Problemen stehen. Jedoch 
sollten bei der Umsetzung des EGF die 
Grundsätze der Gleichstellung der 
Geschlechter und der 
Nichtdiskriminierung, die zu den zentralen 
Werten der Union zählen und in der 
europäischen Säule sozialer Rechte 
verankert sind, beachtet und gefördert 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten 
benachteiligten Begünstigten, zu denen 
junge und ältere Arbeitslose, Menschen 
mit Behinderungen und von Armut 
bedrohte Personen zählen, bei der 
Ausarbeitung des koordinierten Pakets 
aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen 
besondere Aufmerksamkeit widmen, da 
diese Gruppen bei der 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
vor besonderen Problemen stehen. Jedoch 
sollten bei der Umsetzung des EGF die 
Grundsätze der Gleichstellung der 
Geschlechter und der 
Nichtdiskriminierung, die zu den zentralen 
Werten der Union zählen und in der 
europäischen Säule sozialer Rechte 
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werden. verankert sind, beachtet und gefördert 
werden.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21a) Die Union und die Mitgliedstaaten 
sollten besonderes Augenmerk auf die 
Veränderungen, die derzeit im 
Welthandelsgefüge, in den globalen 
Wertschöpfungsketten, in den Bereichen 
Automatisierung und Digitalisierung 
sowie strukturell hinsichtlich der 
Arbeitsnormen vonstattengehen, wie auch 
auf die damit verbundenen 
Herausforderungen legen. Die 
Sozialwirtschaft der Union ist eine 
wesentliche Säule des europäischen 
Sozialmodells und ein wichtiges 
Instrument, um Menschen in die Lage zu 
versetzen, die nachteiligen Auswirkungen 
der Globalisierung und von 
Wirtschaftskrisen zu bewältigen. Aus 
diesem Grunde sollten soziale 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse und öffentliche Dienste von 
Handelsabkommen ausgenommen 
werden, und das Recht, öffentliche 
Dienste zu reglementieren, zu 
organisieren und anzubieten, muss in 
Handelsabkommen gewahrt werden. Die 
Kombination aus Globalisierung und 
technologischer Innovation wird es 
erfordern, dass der EGF die Vorschriften 
für die von ihm geleistete Unterstützung 
an diese neuen Standards in den 
Bereichen Handel, Technologie und 
Arbeit anpasst. Aus diesem Grunde ist es 
wichtig, dass diese Verordnung ab 2020 in 
Einklang mit diesen Herausforderungen 
steht.
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Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Damit Begünstigte möglichst 
effektiv und rasch unterstützt werden 
können, sollten die Mitgliedstaaten ihr 
Möglichstes tun, um vollständige Anträge 
für einen Finanzbeitrag des EGF 
vorzulegen. Verlangt die Kommission 
zusätzliche Informationen für die 
Bewertung eines Antrags, sollte die 
Bereitstellung dieser Informationen nur 
begrenzte Zeit in Anspruch nehmen.

(22) Damit Begünstigte möglichst 
effektiv und rasch unterstützt werden 
können, sollten die Mitgliedstaaten ihr 
Möglichstes tun, um vollständige Anträge 
für einen Finanzbeitrag des EGF 
vorzulegen. Verlangt die Kommission 
zusätzliche Informationen für die 
Bewertung eines Antrags, sollte die 
Bereitstellung dieser Informationen nur 
begrenzte Zeit in Anspruch nehmen. 
Darüber hinaus sollte Kommission den 
Mitgliedstaaten in der Anfangsphase des 
Verfahrens technische Hilfe anbieten.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22a) Die Kommission sollte den Zugang 
für nationale und regionale Behörden 
vereinfachen, indem sie einen speziellen 
Helpdesk einrichtet, der allgemeine 
Auskünfte erteilt und Erläuterungen zu 
den Verfahren und zur Antragstellung 
anbietet. Dieser Helpdesk sollte 
Standardformulare für statistische 
Angaben und weitere Analysedaten zur 
Verfügung stellen.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Besondere Bestimmungen sollten 
für Informations- und 

(25) Besondere Bestimmungen sollten 
für Informations- und 
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Kommunikationsmaßnahmen in Bezug auf 
die Interventionen und Ergebnisse des EGF 
vorgesehen werden.

Kommunikationsmaßnahmen in Bezug auf 
die Interventionen und Ergebnisse des EGF 
vorgesehen werden, weil eine 
ausreichende Kenntnis des 
Antragsverfahrens die Inanspruchnahme 
des EGF verbessern könnte.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Verordnung legt die Ziele des EGF, 
die Formen der Finanzierung durch die 
Union und die Bestimmungen für die 
Bereitstellung dieser Finanzierung fest, 
einschließlich der Bestimmungen für 
Anträge der Mitgliedstaaten auf 
Gewährung von Finanzbeiträgen aus dem 
EGF für Maßnahmen zugunsten der 
Begünstigten gemäß Artikel 7.

Die Verordnung legt die Ziele des EGF, 
die Formen der Finanzierung durch die 
Union und die Bestimmungen und 
Kriterien für die Bereitstellung dieser 
Finanzierung fest, einschließlich der 
Bestimmungen für Anträge der 
Mitgliedstaaten auf Gewährung von 
Finanzbeiträgen aus dem EGF für 
Maßnahmen zugunsten der Begünstigten 
gemäß Artikel 7.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der EGF trägt zu einer ausgewogeneren 
Verteilung der Vorteile der Globalisierung 
und des technologischen Fortschritts bei, 
indem er entlassene Arbeitnehmer bei der 
Anpassung an den Strukturwandel 
unterstützt. Er trägt damit zur Umsetzung 
der Grundsätze bei, die im Rahmen der 
europäischen Säule sozialer Rechte 
festgelegt wurden, und stärkt den sozialen 
und wirtschaftlichen Zusammenhalt 
zwischen den Regionen und den 
Mitgliedstaaten.

Der EGF trägt zu einem gerechten 
Übergang hin zu einer klimafreundlichen 
und ressourcenschonenden Wirtschaft, zu 
einer ausgewogeneren und gerechteren
Verteilung der Vorteile der Globalisierung 
und zur Entwicklung neuer Technologien
bei, indem er entlassene Arbeitnehmer bei 
der Anpassung an den Strukturwandel 
unterstützt. Er trägt damit zur Umsetzung 
der Grundsätze bei, die im Rahmen der 
europäischen Säule sozialer Rechte 
festgelegt wurden, und stärkt die 
Gleichheit, den sozialen und 
wirtschaftlichen Zusammenhalt und die 
Inklusion zwischen den Regionen und den 
Mitgliedstaaten sowie innerhalb einzelner 
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Gesellschaften.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Das spezifische Ziel des EGF 
besteht darin, Unterstützung bei
unerwarteten größeren 
Umstrukturierungsmaßnahmen anzubieten, 
vor allem bei solchen, die durch 
globalisierungsbedingte 
Herausforderungen, wie z. B. 
Veränderungen im Welthandelsgefüge, 
Handelsstreitigkeiten, Finanz- und 
Wirtschaftskrisen oder Übergang zu einer 
CO2-armen Wirtschaft, oder durch 
Digitalisierung bzw. Automatisierung 
verursacht werden. Besonderes Gewicht 
liegt auf Maßnahmen zur Unterstützung 
der am stärksten benachteiligten Gruppen.

2. Das spezifische Ziel des EGF 
besteht darin, durch eine flexiblere 
Gestaltung und eine Vereinfachung des 
Verfahrens Unterstützung bei größeren 
Umstrukturierungsmaßnahmen anzubieten, 
vor allem bei solchen, die durch 
globalisierungsbedingte 
Herausforderungen, wie z. B. 
Veränderungen im Welthandelsgefüge
einschließlich des Intra-EU-Handels, 
Marktöffnungen, mögliche nachteilige 
Auswirkungen ausländischer 
Direktinvestitionen, 
Standortverlagerungen, Dumping, 
Handelsstreitigkeiten, Finanz- und 
Wirtschaftskrisen oder Übergang zu einer 
CO2-armen Wirtschaft, oder durch 
Digitalisierung bzw. Automatisierung 
verursacht werden. Besonderes Gewicht 
liegt auf Maßnahmen zur Unterstützung 
der am stärksten benachteiligten Gruppen
sowie von KMU und Jungunternehmen 
bezüglich der Begründung eines 
Anspruchs.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Vor allem in Bezug auf Anträge, an 
denen KMU beteiligt sind, kann bei 
kleinen Arbeitsmärkten oder unter 
außergewöhnlichen, von dem 
beantragenden Mitgliedstaat angemessen 
begründeten Umständen ein Antrag auf 

3. Vor allem in Bezug auf Anträge, an 
denen KMU und Jungunternehmen 
beteiligt sind, kann bei kleinen 
Arbeitsmärkten oder unter 
außergewöhnlichen, von dem 
beantragenden Mitgliedstaat angemessen 
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einen Finanzbeitrag des EGF gemäß 
diesem Artikel auch dann als zulässig 
betrachtet werden, wenn die unter Absatz 1 
Buchstaben a, b oder c genannten Kriterien 
nicht vollständig erfüllt sind, sofern die 
Entlassungen schwerwiegende 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und 
die lokale oder regionale Wirtschaft haben. 
Der antragstellende Mitgliedstaat weist zu 
diesem Zweck in seinem Antrag darauf 
hin, welche der Interventionskriterien 
gemäß Absatz 1 Buchstaben a, b oder c
nicht vollständig erfüllt sind. Der 
Gesamtbetrag der bei Vorliegen 
außergewöhnlicher Umstände gewährten 
Finanzbeiträge darf 15 % des jährlichen 
Höchstbetrags des EGF nicht übersteigen.

begründeten Umständen ein Antrag auf 
einen Finanzbeitrag des EGF gemäß 
diesem Artikel auch dann als zulässig 
betrachtet werden, wenn die unter Absatz 1 
Buchstaben a und b genannten Kriterien 
nicht vollständig erfüllt sind, sofern die 
Entlassungen schwerwiegende 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und 
die lokale oder regionale Wirtschaft haben. 
Der antragstellende Mitgliedstaat weist zu 
diesem Zweck in seinem Antrag darauf 
hin, welche der Interventionskriterien 
gemäß Absatz 1 Buchstaben a und b nicht 
vollständig erfüllt sind. Der Gesamtbetrag 
der bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Umstände gewährten Finanzbeiträge darf 
15 % des jährlichen Höchstbetrags des 
EGF nicht übersteigen.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Vermittlung von Kompetenzen, die im 
digitalen industriellen Zeitalter erforderlich 
sind, ist ein verbindliches horizontales 
Element eines jeden Pakets mit 
personalisierten Dienstleistungen. Das 
Weiterbildungsniveau ist den 
Qualifikationen und Bedürfnissen des 
jeweiligen Begünstigten anzupassen.

Die Vermittlung von Kompetenzen, die im 
digitalen industriellen Zeitalter erforderlich 
sind, ist Bestandteil eines jeden Pakets mit 
personalisierten Dienstleistungen. Das 
Weiterbildungsniveau ist den 
Qualifikationen und Bedürfnissen des 
jeweiligen Begünstigten und dem 
örtlichen Arbeitsmarkt anzupassen.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Werden zusätzliche Informationen 
von der Kommission angefordert, so 
antwortet der Mitgliedstaat binnen zehn 
Arbeitstagen ab dem Datum des Ersuchens. 
Auf ordnungsgemäß begründeten Antrag 

3. Die Kommission sollte dem 
Mitgliedstaat auf dessen Ersuchen in der 
Anfangsphase des Verfahrens technische 
Hilfe leisten. Werden zusätzliche 
Informationen von der Kommission 
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des betreffenden Mitgliedstaats wird diese 
Frist von der Kommission um zehn 
Arbeitstage verlängert.

angefordert, so antwortet der Mitgliedstaat 
binnen zehn Arbeitstagen ab dem Datum 
des Ersuchens. Auf ordnungsgemäß 
begründeten Antrag des betreffenden 
Mitgliedstaats wird diese Frist von der 
Kommission um zehn Arbeitstage 
verlängert.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die technische Hilfe der 
Kommission schließt die Bereitstellung 
von Informationen und Leitlinien an die 
Mitgliedstaaten für die Inanspruchnahme, 
das Monitoring und die Evaluierung des 
EGF ein. Die Kommission stellt den 
Sozialpartnern auf europäischer und 
nationaler Ebene auch Informationen sowie 
klare Leitlinien über die Inanspruchnahme 
des EGF zur Verfügung. Steuernde 
Maßnahmen können auch die Einrichtung 
von Taskforces in Fällen schwerwiegender 
wirtschaftlicher Störungen in einem 
Mitgliedstaat umfassen.

4. Die technische Hilfe der 
Kommission schließt die Bereitstellung 
von Informationen und Leitlinien an die 
Mitgliedstaaten für die Inanspruchnahme, 
das Monitoring und die Evaluierung des 
EGF ein, wobei hierzu auch die 
Einrichtung eines Helpdesks gehört. Die 
Kommission stellt den Sozialpartnern auf 
europäischer und nationaler Ebene auch 
Informationen sowie klare Leitlinien über 
die Inanspruchnahme des EGF zur 
Verfügung. Steuernde Maßnahmen können 
auch die Einrichtung von Taskforces in 
Fällen schwerwiegender wirtschaftlicher 
Störungen in einem Mitgliedstaat 
umfassen.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Kommission unterhält eine in 
allen Amtssprachen der Organe der Union 
zugängliche Online-Präsenz, die 
regelmäßig auf den neuesten Stand 
gebracht wird und aktualisierte 
Informationen über den EGF, Leitlinien für 
die Einreichung von Anträgen sowie 
Informationen über genehmigte und 
abgelehnte Anträge und über die Rolle des 

2. Die Kommission unterhält eine in 
allen Amtssprachen der Organe der Union 
zugängliche Online-Präsenz, die 
regelmäßig auf den neuesten Stand 
gebracht wird und aktualisierte 
Informationen über den EGF, die für seine 
Inanspruchnahme geltenden Kriterien,
Leitlinien für die Einreichung von 
Anträgen sowie Informationen über 
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Europäischen Parlaments und des Rates im 
Haushaltsverfahren bietet.

genehmigte und abgelehnte Anträge und 
über die Rolle des Europäischen 
Parlaments und des Rates im 
Haushaltsverfahren bietet.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
sämtliches Kommunikations- und 
Sichtbarkeitsmaterial den Organen, Stellen 
oder Agenturen der Union auf Ersuchen 
zur Verfügung gestellt wird und der Union 
eine unentgeltliche, nichtausschließliche 
und unwiderrufliche Lizenz zur Nutzung 
solchen Materials und jedweder damit 
zusammenhängender bereits bestehender 
Rechte erteilt wird. Durch die Lizenz 
werden der Union folgende Rechte 
gewährt:

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
sämtliches Kommunikations- und 
Sichtbarkeitsmaterial den Organen, Stellen 
oder Agenturen der Union auf Ersuchen in 
allen Amtssprachen zur Verfügung gestellt 
wird und der Union eine unentgeltliche, 
nichtausschließliche und unwiderrufliche 
Lizenz zur Nutzung solchen Materials und 
jedweder damit zusammenhängender 
bereits bestehender Rechte erteilt wird. 
Durch die Lizenz werden der Union 
folgende Rechte gewährt:

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Kofinanzierungssatz des EGF 
für die betreffenden Maßnahmen wird an 
den höchsten Kofinanzierungssatz des 
ESF+ im jeweiligen Mitgliedstaat 
angeglichen.

2. Der Kofinanzierungssatz des EGF 
für die betreffenden Maßnahmen wird an 
den höchsten Kofinanzierungssatz des 
ESF+ im jeweiligen Mitgliedstaat 
angeglichen, wobei den unterentwickelten 
aktiven Arbeitsmarkteinrichtungen 
einiger Mitgliedstaaten Rechnung 
getragen wird.
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Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Kommt die Kommission aufgrund 
der gemäß Artikel 9 vorgenommenen 
Bewertung zu dem Schluss, dass die 
Voraussetzungen für die Bereitstellung 
eines Finanzbeitrags gemäß dieser 
Verordnung erfüllt sind, leitet sie 
unverzüglich das in Artikel 16 festgelegte 
Verfahren ein.

3. Kommt die Kommission aufgrund 
der gemäß Artikel 9 vorgenommenen 
Bewertung zu dem Schluss, dass die 
Voraussetzungen für die Bereitstellung 
eines Finanzbeitrags gemäß dieser 
Verordnung erfüllt sind, leitet sie 
unverzüglich das in Artikel 16 festgelegte 
Verfahren ein und setzt den 
antragstellenden Mitgliedstaat 
entsprechend in Kenntnis.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(e) Informationen darüber, ob das 
Entlassungen vornehmende Unternehmen –
Kleinstunternehmen und KMU 
ausgenommen – in den letzten fünf Jahren 
staatliche Beihilfen oder Mittel der 
Kohäsions- oder Strukturfonds der Union 
empfangen hat;

(e) Informationen darüber, ob das 
Entlassungen vornehmende Unternehmen –
Jungunternehmen, Kleinstunternehmen 
und KMU ausgenommen – in den letzten 
fünf Jahren staatliche Beihilfen oder Mittel 
der Kohäsions- oder Strukturfonds der 
Union empfangen hat;

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Alle vier Jahre führt die 
Kommission auf eigene Initiative und in 
enger Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten eine Evaluierung der EGF-
Finanzbeiträge durch.

1. Alle vier Jahre führt die 
Kommission auf eigene Initiative und in 
enger Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten eine Evaluierung der EGF-
Finanzbeiträge durch, die auch eine 
nachträgliche Folgenabschätzung 
bezüglich der Anwendung auf nationaler, 
regionaler und lokaler Ebene umfasst. 
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Zum Zwecke der in Unterabsatz 1 
genannten Evaluierung sammeln die 
Mitgliedstaaten alle verfügbaren Daten 
über EGF-Interventionen und 
unterstützte Arbeitnehmer.
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